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Russlands Krieg ist nicht nur ein An-
griff auf die Ukraine, sondern auch eine 
Bedrohung für ganz Europa. Mit ihrer 
Selbstverteidigung schützt die  Ukraine 
somit auch Europas Sicherheit. Das 
Eintreten für die Unabhängigkeit, ter-
ritoriale Integrität und euroatlan-
tische Integration der Ukraine liegt 
deshalb im strategischen und sicher-
heitspolitischen Interesse Deutsch-
lands und der EU. Für die umfassende 
militärische Unterstützung und lang-
fristige Stärkung der ukrainischen Ver-
teidigungsfähigkeit mangelt es vielen 
europäischen Staaten jedoch an ausrei-
chenden Ressourcen und politischem 
Willen, sodass die US-Unterstützung 
bisher unverzichtbar ist.

USA ALS WICHTIGSTE 
UKRAINE-UNTERSTÜTZER

Die USA haben die Ukraine seit 
Kriegsbeginn politisch, militärisch, 

finanziell und humanitär umfassend 
unterstützt, die Koordinierung der 
westlichen Militär hilfe angeführt, und 
gemeinsam mit den G7-Partnern die 
Russland- Sanktionen erweitert. Die 
USA haben seit 2022 mehr als 69 Mil-
liarden US-Dollar an Militärhilfe zu-
gesagt und liegen damit immer noch 
über den Zusagen der europäischen 
Staaten. Gleichzeitig haben sie ihre 
NATO- Präsenz in Europa ausgebaut; 
ein „Pivot to Asia“, wie befürchtet, 
zulasten der Präsenz in Europa hat 
sich unter  Präsident Joe Biden bisher 
nicht ergeben.

Im US-Kongress wurde die Ukraine-
Unterstützung lange Zeit partei-
übergreifend befürwortet, obwohl 
viele Republikaner und auch einige 
Demokraten kritisieren, dass Bidens 
Ukraine politik eine klare Strate-
gie fehlt. Seit dem Wiedererstarken 
 Donald Trumps spaltet das Thema 
die Republikaner zunehmend, sodass 

ein neues Hilfspaket monatelang im 
Kongress blockiert wurde – mit gra-
vierenden Folgen für die Ukraine. Mit-
hilfe des Hilfspakets von April, dem 
ungefähr die Hälfte der Republikaner 
im Kongress zugestimmt hat, ist die 
Ukraine-Unterstützung bis 2025 ge-
sichert. Um die US-Hilfe zu versteti-
gen, hat die Biden-Regierung mit der 
 Ukraine ein Sicherheitsabkommen 
vereinbart, das idealerweise auch vom 
Senat gebilligt wird („Article II treaty“).

Gleichzeitig mit dem Hilfspaket hat der 
Kongress ein Gesetz („REPO“ Act) ver-
abschiedet, dass es der US- Regierung 
ermöglicht, in den USA eingefrorene 
russische Staatsvermögen in Höhe von 
circa 5 Milliarden Dollar zu beschlag-
nahmen und in einen Fonds zum Wie-
deraufbau der Ukraine zu übe rtragen. 
Das Gesetz fordert die Regierung 
auf, mit den internationalen Partnern 
einen Entschädigungs mechanismus 
für die Ukraine anzustreben. Es hat 

DIE ZUKUNFT DER US-UKRAINEHILFE IST UNGEWISS: 

Deutschland muss seine 
Unterstützung beschleunigen 
und ausbauen
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Die Unterstützung der USA ist seit Kriegsbeginn für die Ukraine unverzichtbar. Doch wie es nach der 
US-Wahl um sie steht, bleibt ungewiss. Deutschland und Europa müssen ihre Unterstützung dringend 
erweitern, beschleunigen und verstetigen, um der Ukraine künftig schneller und mehr militärische Aus-
rüstung zur Verfügung stellen zu können. Im Fall eines Wahlsiegs von Trump sollten sie auf seinen trans-
aktionalen Politikstil eingehen, aber deutlich machen, dass sie keine Verhandlungslösungen akzeptieren, 
die auf Kosten der Ukraine gehen.
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den politischen Druck weiter erhöht, 
Maßnahmen zum weiteren Umgang 
mit den eingefrorenen russischen 
Staatsreserven zu treffen. Da einige 
europäische Regierungen eine voll-
ständige Konfiszierung der in  Europa 
hinterlegten russischen Anlagen in 
Höhe von rund 210 Milliarden Euro 
ablehnen, wurde zuletzt im Rahmen 
der G7 eine Zwischenlösung erzielt. 
Demnach sollen die Zinserträge der 
eingefrorenen Konten genutzt wer-
den, um ein 50 Milliarden Dollar-Dar-
lehen für die Ukraine abzusichern 
(die Details werden noch verhandelt). 
Die Debatte zur Enteignung wird in 
den USA aber voraussichtlich weiter-
geführt, auch in Zusammenhang mit 
künftigen Hilfspaketen. 

Die Verzögerungen im Kongress 
 haben gezeigt, wie anfällig die US-
Unterstützung für partei politische Aus-
einandersetzungen ist, wie sehr die 
Verteidigungsfähigkeit der  Ukraine wei-
terhin von der US- Unterstützung ab-
hängt und wie  wenig die europäischen 
Partner die Rolle der USA bisher ausfül-
len können. Das ist umso beunruhigen-
der vor dem Hintergrund, dass sich die 
US- Politik nach den Wahlen im Novem-
ber grundlegend verändern könnte.

S Z E N A R I E N

BIDEN 2.0: UNTERSTÜTZUNG 
FORTSETZEN, 
VERTEIDIGUNGSFÄHIGKEIT 
DER UKRAINE STÄRKEN 

Eine zweite Biden-Regierung würde 
die Ukraine weiter unterstützen. Sie 
würde zudem die Bemühungen inten-
sivieren, die ukrainischen Streitkräf-
te (Ukraine Future Forces) zu stärken, 
um sie in die Lage zu versetzen, eine 
erneute Aggression Russlands (zum 
Beispiel nach einem Waffenstillstand) 
glaubwürdig abzuschrecken. Bei der 
finanziellen und militärischen Fort-
setzung der Unterstützung wäre eine 
Biden-Regierung jedoch weiterhin auf 
Haushaltsmittel durch den Kongress 
angewiesen. Wie Verhandlungen über 
weitere Hilfen ab dem Jahr 2025 aus-
gehen würden, hinge von den Macht-
verhältnissen im Kongress und der 
künftigen Haltung der Republikaner ab.

Die Demokraten im Kongress würden 
Bidens Kurs zwar unterstützen, wür-
den aber nicht zwangsläufig über eine 
Mehrheit verfügen. Sollte dieser Fall 
eintreten, könnte eine Regierung unter 
Biden die Verwendung der noch ver-
fügbaren Mittel des letzten Hilfspakets 
strecken. Wie sich die Republikaner 
im Kongress nach einer Wahlnieder-
lage Trumps zur Ukraine-Hilfe positio-
nieren würden, ist schwer abzusehen; 
die Zahl der Kritiker wird aber voraus-
sichtlich zunehmen. Diese könnten mit 
einer Mehrheit in einer Kongresskam-
mer weitere Hilfe blockieren. 

Gleichzeit ig würde die Biden-
Regierung (und der Kongress) eine 
noch stärkere Rolle der Europäer bei 
der Unterstützung der Ukraine ein-
fordern. Bei künftiger US-Hilfe könnte 
der Anteil der finanziellen Unterstüt-
zung für die direkte Haushaltshilfe 
der  Ukraine geringer ausfallen. Ähnli-
ches gilt für die Militärhilfe. In den USA 
wird die Rüstungsproduktion, unter 
anderem mit Mitteln des Hilfspa-
kets von April, zwar weiter gesteigert, 
um das eigene Waffenarsenal wieder 

aufzustocken, während die Regierung 
betont, dass die USA in puncto Kapa-
zitäten in mehreren Konfliktregionen 
gleichzeitig handlungsfähig wären. 
Wie viel Militärhilfe die USA aber künf-
tig zur Verfügung stellen können, wird 
auch davon abhängen, ob US-Bestände 
in anderen Regionen, z.B. zur Unter-
stützung  Taiwans oder im Nahen Os-
ten, benötigt werden. 

TRUMP 2.0: DRÄNGEN  
AUF WAFFENSTILLSTANDS-
VERHANDLUNGEN

Die Ukrainepolitik unter Donald Trump 
wäre um vieles unberechenbarer als 
unter Biden. Trump ist grundsätz-
lich der Auffassung, dass die Europäer 
viel mehr finanzielle und militärische 
Unterstützung leisten müssen, da 
das „Überleben“ der Ukraine für sie 
wichtiger als für die USA sei. Eine 
Trump- Regierung könnte die US- Hilfe 
vollständig einstellen, die Fortset-
zung aber auch von Konzessionen der 
 Ukraine sowie der europäischen Part-
ner abhängig machen. 

Eine Trump-Administration könnte 
daneben Verhandlungen über einen 
Waffenstillstand mit  Russland ansto-
ßen, die die territoriale Integrität der 
 Ukraine infrage stellen. Sie könnte 
 dabei versuchen, die  Ukraine zu Ver-
handlungen zu drängen, indem sie 
droht, andernfalls jegliche US-Unter-
stützung auszusetzen. Trump könn-
te zudem die Europäer drängen, sich 
seiner Initiative anzuschließen, indem 
er ankündigt, andernfalls die US-Ver-
pflichtung gegenüber der NATO-Bünd-
n i s v e r t e i d i g u n g  a u f z u h e b e n . 
Gleichzeitig ist nicht auszuschließen, 
dass Trump die Ukraine-Unterstüt-
zung fortsetzt,  etwa in Form von Dar-
lehen. In diesem Kontext könnte 
Trump sich eventuell durch das Argu-
ment überzeugen lassen, dass auch 
Iran, Nordkorea und China indirekt am 
Krieg beteiligt sind, indem sie Russland 
unterstützen, mit dem Ziel, die USA 
und den Westen zu schwächen.

Es darf keine 
Verhandlungs 

lösung 
akzeptiert 

werden, die 
auf Kosten der 
Ukraine geht
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E M P F E H L U N G E N 

EUROPA MUSS BEI UNTER-
STÜTZUNG FÜHRENDE 
ROLLE ÜBERNEHMEN

Unabhängig vom Ausgang der Wahlen 
müssen Deutschland und die europäi-
schen Regierungen ihre Bemühungen 
zur Unterstützung der Ukraine ver-
stärken, beschleunigen und verste-
tigen. Dies gilt insbesondere für den 
militärischen Bereich, da   Russland 
seine Rüstungsproduktion massiv 
 gesteigert hat.

Zugleich ist es entscheidend, die 
europäische Bevölkerung weiterhin 
davon zu überzeugen, dass die lang-
fristige Unterstützung einer freien 
und unabhängigen Ukraine im eige-
nen Interesse liegt. Ein Einlenken 
gegenüber Putin würde diesen nur er-
mutigen, seine revanchistische Politik 
in Europa fortzusetzen. 

EUROPA UND BIDEN 2.0: 
GEMEINSAM LANGFRISTIGE 
VERTEIDIGUNGSFÄHIGKEIT 
DER UKRAINE STÄRKEN

Die Bundesregierung sollte, in enger 
Abstimmung mit anderen europäi-
schen Regierungen, die Zusammen-
arbeit mit der Biden-Regierung 
fortsetzen, insbesondere zur Stärkung 
der ukrainischen Streitkräfte und ihrer 
Verteidigungsfähigkeit. Außerdem 
sollten die Europäer gemeinsam mit 
der Biden-Regierung den Druck auf 
andere Staaten erhöhen, damit diese 
ihre direkte oder indirekte militärische 
Unterstützung Russlands einstellen.  
Gleichzeitig müssen die europäischen 
Regierungen ihre Bemühungen zur 
Ausweitung und Verstetigung der Mili-
tärhilfe erhöhen. Die Biden- Regierung 
hat seit 2022 vielen europäischen 
Regierungen Zeit verschafft. Diese 
sollten so zügig wie möglich ihre Ver-
säumnisse aufholen, um die Versor-
gungssicherheit zu stärken und damit 
künftig besser in der Lage zu sein, die 
Ukraine militärisch zu unterstützen 

– notfalls auch ohne umfassende 
US-Unterstützung.

Erstens sollten die Bundesregierung 
und andere europäische Regierungen 
der Ukraine weitere Ausrüstung aus 
nationalen Beständen, die sie häufig 
mit Verweis auf die eigene Verteidi-
gungsfähigkeit zurückhalten, zur Ver-
fügung stellen. Dabei geht es unter 
anderem um dringend benötigte 
Patriot-Flugabwehrsysteme.

Zweitens sollte die Bundesregierung, 
ebenso wie andere Regierungen, die 
bilaterale Sicherheitsvereinbarung mit 
der Ukraine entschlossen umsetzen. 
Dies umfasst auch finanzielle Mittel: 
Um die weitere militärische Unterstüt-
zung, die Ausbildung der ukrainischen 
Streitkräfte, die Zusammenarbeit im 
nachrichtendienstlichen Bereich und 
bei der Cyberabwehr sowie die Stär-
kung der ukrainischen Rüstungs-
kapazitäten auszubauen, sollte eine 
langfristige und verlässliche Finanzie-
rungsgrundlage geschaffen werden. 
Hier könnte die Bundesregierung mit-
hilfe einer Notlagen-Erklärung, der 
der Bundestag zustimmen müsste, 
die Schuldenbremse für die Ukraine-
Unterstützung aussetzen. Zudem müs-
sen die Bundesregierung und andere 
Regierungen, die Sicherheitsvereinba-
rungen mit der Ukraine beschlossen 
haben, sicherstellen, dass die bilatera-
le Unterstützung effektiv koordiniert 
wird, zum Beispiel im Rahmen des 
NATO-Ukraine-Rats.

Drittens sollten die Versäumnisse beim 
Ausbau der rüstungsindustriellen Kapa-
zitäten und der Beschaffung von Aus-
rüstung und Munition schnell aufgeholt 
werden. So konnte das von den EU-Re-
gierungen im Jahr 2023 gesetzte Ziel, 
der Ukraine bis März 2024 eine Mil-
lion Artilleriegeschosse zur Verfügung 
zu stellen, nicht eingehalten werden. 
Zuletzt hat die Bundesregierung die 
Bemühungen zur Steigerung der Rüs-
tungsproduktion verstärkt, darunter 
zum Aufbau einer neuen Munitions-
fabrik; aber auch die Produktion von 

Raketen für Flugabwehrsysteme und 
Ersatzteile verschiedener Systeme, an 
denen es der Ukraine mangelt, sollte 
in Deutschland und anderen europäi-
schen Staaten mittels Abnahmezusagen 
weiter gesteigert werden. Um in der EU 
künftig die Produktion und den Anteil 
gemeinsamer Beschaffungen zu erhö-
hen und Kosten zu senken, sollten die 
Bundesregierung und ihre Partner, die 
von der Europäischen Kommission im 
März vorgelegte Strategie für die Ver-
teidigungsindustrie unterstützen, ver-
abschieden und auch nutzen. Auch die 
Gründung von Joint Ventures zwischen 
nationalen und ukrainischen Unter-
nehmen sollte gefördert werden, um 
eine schnellere Wartung, Reparatur 
und Produktion von Ausrüstung in der 
 Ukraine zu ermöglichen.

Zugleich müssen die Bemühungen ver-
stärkt werden, weltweit Militärmaterial 
zu erwerben, wie es bereits im Rahmen 
der „Immediate Action on Air Defence“ 
oder der tschechischen Initiative zur 
Munitionsbeschaffung versucht wird. 

Bei diesen Beschaffungsinitiativen 
könnten weitere internationale Part-
ner eingebunden werden. Mit den G7-
Partnern Japan und Kanada besteht 
bereits eine regelmäßige Abstimmung 
zur Ukraine-Unterstützung, dar-
unter im Sanktionsbereich. Aber auch 
Partner wie Südkorea und Austra-
lien haben, mit Blick auf die Abschre-
ckungswirkung gegenüber China, 
großes Interesse an der erfolgreichen 
Verteidigung der Ukraine. Südkorea 
hat bereits indirekt eine wichtige Rolle 

Bilaterale 
Unterstützung 
muss effektiv 
koordiniert 

werden
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bei der Bereitstellung von Munition 
gespielt. Die internationalen Partner 
könnten künftig auch im Rahmen der 
„Fähigkeitskoalitionen“ zur Stärkung 
der ukrainischen Streitkräfte und ihrer 
Interoperabilität eingebunden werden.

EUROPA UND TRUMP 2.0:  
DEUTLICHE POSITION 
BEI VERHANDLUNGEN 
VERTRETEN

Gegenüber einer Trump-Regierung 
sollten die europäischen Regierungen 
einerseits auf Trumps transaktiona-
len Politikstil eingehen,  aber auch eine 
klare Position zu möglichen Verhand-
lungslösungen vertreten.

Erstens sollten sie gegenüber Trump 
deutlich machen, dass sie bereit sind, 
mittelfristig den Großteil der finan-
ziellen und militärischen Ukraine-
Unterstützung zu schultern. Zweitens 
könnten sie darauf hinweisen, dass sie 
auch künftig einen wesentlichen An-
teil der Rüstungsgüter sowohl für die 
nationale Verteidigung als auch für die 
Ukraine-Unterstützung bei US-Unter-
nehmen beziehen werden, was be-
reits häufig der Fall ist, und aufgrund 
des Mangels an europäischen Kapazi-
täten vorerst weiter notwendig sein 
wird. Trump könnte bereit sein, sich 
in der Ukrainepolitik vorerst zurück-
zuhalten. Der Bundesregierung sollte 

bewusst sein, dass sie Zielscheibe von 
Trumps Kritik bleiben wird. Deshalb 
wären andere europäische Partner 
wie Polen, das einen Verteidigungs-
etat von über 4 Prozent seines BIP auf-
weist und damit die NATO-Ziel marke 
übertrifft und das Anfang 2025 die 
EU-Ratspräsidentschaft übernimmt, 
gemeinsam mit dem oder der NATO-
Generalsekretär*in gegenüber einer 
Trump-Regierung voraussichtlich eine 
bessere „Stimme“ der europäischen 
Ukraine-Unterstützer.

Gleichzeitig sollten die europäischen 
Ukraine-Unterstützer Trump deut-
lich machen, dass sie zwar grund-
sätzlich Verhandlungsinitiativen über 
einen Waffenstillstand begrüßen, aber 
keine Gespräche über den Kopf der 
Ukrainer hinweg und keine Verhand-
lungsresultate akzeptieren würden, 
die gegen die Interessen der Ukraine, 
ihrer Unabhängigkeit und territoria-
len Integrität verstoßen. Diese Haltung 
ist jedoch nur dann glaubwürdig, wenn 
die europäischen Ukraine-Unterstüt-
zer tatsächlich imstande sind, das Land 
notfalls auch ohne die USA militärisch 
umfassend zu unterstützen.

Dabei geht es nicht nur um Ressour-
cen, sondern auch um Strukturen und 
Prozesse. Sollten die USA unter Trump 
tatsächlich ihre Ukraine-Unterstüt-
zung einstellen, würde dies wahr-
scheinlich auch einen Rückzug aus den 
von den USA geführten  Formaten zur 
Koordinierung der westlichen Militär-
hilfe bedeuten, insbesondere die Kon-
taktgruppe für die Verteidigung der 
Ukraine sowie die Security Assistance 
Group – Ukraine. Die Europäer soll-
ten daher frühzeitig planen, wie sie 
die Prozesse organisieren könnten, um 
notfalls die Rolle der USA zu ersetzen.

Die Europäer 
sollten frühzeitig 

planen, um 
notfalls die Rolle 

der USA zu 
ersetzen
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